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Der IVB ist ein Zweig der internationalen gewaltfreien Bewegung
International Fellowship of Reconciliation (IFOR). IFOR hat bera-
tenden Status bei ECOSOC und UNESCO. IFOR umfasst ein
Netzwerk von 80 Zweigen und Gruppen auf allen Kontinenten.
www.ifor.org

Der Internationale Versöhnungsbund ist
eine Vereinigung von Menschen, die
sich aufgrund ihres religiösen Glaubens 
oder ihrer humanistischen Grundhaltung
zur Gewaltfreiheit als Lebensweg und als Mittel
persönlicher, sozialer und politischer Veränderung bekennen.

I n h a l t Liebe Leserinnen und Leser!

Weltweit waren Ende 2010 rund 43,7 Millionen Men-
schen auf der Flucht vor Krieg, Konflikten, Hunger und
Verfolgung. 80 bis 85 Prozent der Flüchtlinge bleiben in
ihrer Herkunftsregion, 27,5 Millionen Menschen sind
Binnenvertriebene (mit rund 4 Millionen weist Kolum-
bien die höchste Zahl an Binnenflüchtlingen auf).

Vier Fünftel der Flüchtlinge leben in Entwicklungslän-
dern - die wenigen, die es nach Europa schaffen, werden
oftmals als unzumutbare, in erster Linie finanzielle, Be -
lastung angesehen. Deshalb werden die Grenzen Euro-
pas möglichst dicht gemacht, auch mit militärischen
Mitteln.

Allein in Deutschland landen jedes Jahr 15 Millionen
Tonnen Lebensmittel auf dem Müll. Das Essen, das alle
EuropäerInnen zusammen wegwerfen, würde für alle
Hungernden dieser Welt reichen.
Was stimmt nicht mit diesem Kontinent?

In ihren Beiträgen beschreiben Daniel Vychytil und Elias
Bierdel die Folgen der österreichischen bzw. europäi-
schen Flüchtlings- und Asylpolitik; in einem Interview
gibt Ruth Schöffel über die weltweite Flüchtlingssitua-
tion und die Aufgaben des UN-Hochkommissariats für
Flüchtlinge Auskunft.

Krieg, Vertreibung, Flucht, Trennung - all diese Gewalt
löst nicht nur individuelle, sondern auch kollektive
Traumata aus, die ohne konkrete Maßnahmen kaum
überwunden werden können. In seinem Beitrag erzählt
Heinz Spindler über gemeinsame Friedensprojekte an
der österreichisch-tschechischen Grenze, die mithelfen,
die jahrzehntelange Trennung zu überwinden.

Der zweite Teil des Interviews mit Christian Wlaschütz
über die Situation in Magdalena Medio/Kolumbien und
der Auszug aus dem Tagebuch zur Friedensradfahrt
Wien-Sarajevo zeigen eindrücklich die unvorstellbar tie-
fen Wunden auf, die Krieg und Gewalt hinterlassen.
Dass Menschen trotzdem nicht verzweifeln, sondern
Brücken für Versöhnung bauen, gibt Hoffnung.

Irmgard Ehrenberger
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Flucht / Asyl

a
m 5. August 2011 schreibt
die “Süddeutsche online”:
“Europa schützt die Gren-

zen, aber nicht die Flüchtlinge:
1.820 Menschen sind seit Jahres-
beginn bei dem Versuch, ihrer Not
zu entfliehen, gestorben. Der Tod
auf dem Mittelmeer ist zur unheim-
lichen Routine geworden. Er dient
aber auch der Abschreckung. Die
europäische Demokratie wird
immer mehr zur großen exklusiven
Veranstaltung, die den Reichtum
drinnen und die Not draußen behal-
ten möchte.” 1

Was haben diese dramatischen
und oft tödlichen Ereignisse an der
EU-Außengrenze mit der österrei-
chischen Flüchtlingspolitik und der
Situation von AsylwerberInnen in
unserem Land zu tun? Schnell wird
argumentiert, dass dies ein Pro-
blem an der EU-Außengrenze ist
und mit Österreich nichts zu tun
hat. Doch bei genauerem Hinsehen
zeigt sich der Zusammenhang sehr
deutlich. So sind in Österreich seit
dem Jahr 2005 die Zahlen der Asyl-
anträge deutlich zurückgegangen
(s. Tabelle). 

Die Ursachen für diesen Rückgang
sind vielfältiger Natur und dürfen
nicht eindimensional gesehen wer-
den, doch unumstritten ist die
immer restriktivere gesamteuropäi-
sche Asylpolitik, vor allem das sehr
umstrittene Dublin-Abkommen, ein
we sentlicher Faktor. Dieses besagt
nämlich, dass dasjenige Land im

Schengenraum3 für den Asylantrag
zuständig ist, in das der/die Asylsu-
chende zuerst gekommen ist. Die
Folge ist natürlich, dass viele
Flüchtlinge in den Ländern der EU-
Außengrenze stranden. In diesen
Ländern - vor allem in Griechen-
land - ist die Situation der Flüchtlin-
ge wirklich dramatisch.4 Die „inne-
ren“ Ländern des Schengensrau-
mes geben sich mit diesem System
zufrieden, da dort die Zahl der Asyl-
anträge zurückgeht - siehe auch
Österreich, wo sich die Zahl seit
2004 deutlich reduziert hat. Der
Zusammenhang mit dem Beitritt
der Nachbarländer zur EU ist hier
klar ersichtlich. 

Das Dublin-System hat weitere gra-
vierende Folgen: Erstens landen
viele Flüchtlinge in Schubhaft, da,
be vor eine inhaltliche Asylprüfung
stattfindet, geprüft wird, ob nicht
doch ein anderes Schengenland -
wahrscheinlich am Rande der EU -
zuständig ist. Die Überprüfung
erfolgt mittels Fingerabdruck. Ist
dies geklärt, wird die Person
schnellstmöglich abgeschoben.
Hierbei wird auf die oft dramatisch
schlechtere Situation von Asylwer-
berInnen in den südlichen Ländern
Europas keine Rück sicht genom-
men. Dass die größte Last die Län-
der an der EU-Außengrenze tra-
gen, wird von der Politik verschwie-
gen. Die Reaktion dieser Länder ist
aber auch deutlich - sie versuchen,
die EU-Außengrenze mit allen
Mittel dicht zu machen, d.h. militä-

risch abzusichern. Dies ist natürlich
bei der Mittelmeergrenze nicht so
einfach. Letztlich zählt aber nur,
dass möglichst wenig Boote mit
Flüchtlingen in Europa landen. 

Hierbei spielt die Organisation
FRONTEX eine sehr entscheiden-
de und umstrittene Rolle.5 Eine kla-
re Militarisierung der EU-Außen-
grenze ist stillschweigend im Gan-
ge, und das hat zur Folge, dass
Flüchtlinge aus den Krisengebieten
dieser Welt immer schwerer und
daher auf immer riskanteren
Wegen in das angeblich men-
schenrechtsliebende Europa kom-
men. Sie scheitern auf diesen
immer riskanteren Wegen auch
immer öfter, oft schon in der Wüste,
bevor sie überhaupt als Boots-
flüchtlinge nach Europa aufbrechen
können.6

Diese Abschottungspolitik der EU
und auch Österreichs ist um so dra-
matischer, da die Zahl der Flücht-
linge weltweit wieder stark im Stei-
gen ist. Mit über 43 Millionen
Flüchtlingen ist die Zahl laut
UNHCR7 weltweit so hoch wie seit
15 Jahren nicht mehr. Die Haupt-
gründe sind wie immer Krieg,
Gewalt, Vertreibung, Hunger und
Perspektivenlosigkeit.

Diese Abschottungspolitik wirkt
sich auch auf die Stimmung gegen-
über der - im globalen Kontext
gesehen - kleinen Zahl von Flücht-
lingen und Asylwerber Innen in

Die Flüchtlingssituation in Österreich im 

globalen Kontext gesehen
Daniel Vychytil

Jahr 1999 2000 2001 2002 2003 2004

Asylanträge 20.129 18.284 30.127 39.354 32.359 24.634

Jahr 2005 2006 2007 2008 2009 2010

Asylanträge 22.461 13.349 11.921 12.841 15.821 11.012

Statistik: BMI 2
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Österreich aus. Asyl wird nicht
mehr als ein Menschenrecht gese-
hen, das Menschen gewährt wird,
die vor staatlichem Terror, Krieg
und Verfolgung Schutz suchen,
sondern eigentlich als eine große
Last. Ja noch schlimmer, Asylwer-
berInnen werden mit den Stigmata
des Schmarotzertums und der Kri-
minalität belegt. Und so wird das
Thema von der Politik missbraucht,
und anstatt über Asyl als ein Men-
schenrecht zu reden und der globa-
len Verantwortung ins Auge zu
sehen werden Ängste und vor
allem Ressentiments geschürt.
Dadurch ist es kein Problem, in re -
gelmäßigen Abständen die Frem-
den- und Asylgesetze immer
restriktiver zu verändern, Gelder für
die EU-Außensicherung und  Milita-
risierung weiter zu leiten und
gleichzeitig die Entwicklungshilfe-
gelder zu kürzen. Die Stimmung in
der österreichischen Gesellschaft
ist mehrheitlich gegen das Men-
schenrecht Asyl, und damit ist dies
alles zulässig.

Dies hat letztlich auch zur Folge,
dass AsylwerberInnen noch immer
jahrelang auf ihre Entscheide im
Asylverfahren warten. Oft bestens
integrierte Leute werden nach sie-
ben, acht oder neun Jahren des
Wartens in hoch komplexen Bleibe-

rechtsverfahren, die nur mehr An -
wältInnen, die auf Asyl- und Frem-
denrecht spezialisiert sind, durch-
schauen, zwischen Hoffnung und
größter Verzweiflung hin- und her
gerissen.

Welche Möglichkeiten des Helfens
bestehen nun in dieser komplexen,
für die Menschen auf der Flucht oft
auch sehr frustrierenden Situation? 

Ich denke, der erste Schritt ist
immer, sich von einem Einzel -
schicksal betreffen lassen. Persön-
liche Beziehung zu einem Flücht-
ling kann sehr viel auslösen,
sodass man sich plötzlich wirklich
mit der Situation von AsylwerberIn-
nen in Österreich beschäftigt. Asyl

und Fremdenrecht sind dann keine
Fremdwörter mehr. Dieses Sich-
Interessieren mit einem Thema ver-
ändert viel. Dass weite Teile der
Bevölkerung zum Thema Asyl kei-
ne oder wenig Ahnung haben, ist
sicherlich ein Grund für die regel-
mäßigen Verschärfungen im Asyl-
und Fremdenrecht. In meiner Zeit
als Hauptamtlicher der Caritas
habe ich viele Workshops zum
Thema Asyl gehalten und ich
musste teilweise schockiert fest-
stellen, wie wenig Wissen zu die-
sem Thema vorhanden ist. Und
doch will jede/r ihre/seine Meinung
dazu abgeben.

Daraus ergibt sich der zweite
wesentliche Schritt neben dem per-
sönlichen Kontakt mit Asylwerber -
Innen - die Aufgabe, sich zu infor-
mieren. Beim Thema Asyl sind wir
herausgefordert, komplexe globale
Strukturen zu durchschauen und
uns nicht mit populistischen und
kurzsichtigen Argumenten zufrie-
den zu geben. Ja, letztlich geht es
darum zu erkennen, dass die glo-
bale Flüchtlingsproblematik auch
mit unserem westlichen, konsum-
orientieren Lebensstil ganz wesent-
lich zusammenhängt und eine Lö -
sung nur mit einer Änderung dieses
Lebensstils möglich ist. Eine sehr
gute Quelle zu den täglichen Dra-
men der Flucht ist unter www.bor-
derline-europe.de. zu finden.

Spinnrad 3 / 20114

Flucht / Asyl

Dritte Romaria -  

Solidaritätswallfahrt mit Flüchtlingen

Samstag 28. April 2012

Start: 8.00 Uhr Pfarre Schwechat

Abschluss: 19.30 Uhr politisches Abendgebet 

(St. Gabriel / Mödling)

bergung einer leiche auf dem badestrand auf den Kanarischen Inseln
Foto: © www.borderline-europe.de
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Wer sich konkret um eine/n
Asylwer berIn kümmert ist eigentlich
verpflichtet, den Kontakt zu Caritas,
Diakonie oder einer andere NGO
zu suchen. Die Rechtslage ist so
kompliziert, dass man als Laie hier
eigentlich nur Schaden anrichten
kann. Der/die AsylwerberIn braucht
kompetente Rechtsberatung. Ohne
diese sind seine/ihre Chancen, den
unter Umständen berechtigten
Schutz zu erlangen, stark mini-
miert. Auch hier zeigt sich, dass
unsere Asylgesetzgebung stark
diskriminierend ist, denn jemand
mit geringer Bildung - vielleicht
sogar AnalphabetIn - wird dieses
juristische Verfahren niemals
durchschauen. Ein/e akademisch
gebildete/r AsylwerberIn hat einen
großen Startvorteil. 

Ein weiterer wesentlicher Punkt ist
die Vernetzung: Konkrete Hilfe,
aber auch Bewusstseinsarbeit und
politische Lobbyarbeit sind nur in
größerem Rahmen möglich. Als
EinzelkämpferIn stößt man schnell
an die eigenen Grenzen. Aus die-
sem Grund ist im Frühjahr 2011
das pfarrliche Asylnetzwerk in Wien
gegründet worden. Mittlerweile sind
fünf Pfarren, die in der Betreuung
von AsylwerberInnen aktiv sind
bzw. waren, dabei. In diesem Netz-
werk geht es um Austausch und
Bewusstseinsarbeit. So wurde die
zweite Romaria - eine Solidaritäts-
wallfahrt für Flüchtlinge - von die-
sem Netzwerk mitgetragen. Des
Weiteren wurde zum Tag des
Flüchtlings der Opfer an der EU-
Außengrenze mit einem Requiem
gedacht. Weitere Informationen
sind unter www.pfarrnetzwerk-
asyl.at zu finden.

Zum Schluss möchte ich noch auf
einen weiteren Aspekt hinweisen,
der aufzeigt, warum es so wesent-
lich ist, sich für das Menschenrecht
Asyl einzusetzen: Weltweit sieht es
ja nicht be sonders gut aus mit dem
Einhalten der Menschenrechte -
man lese nur die Jahresberichte

diverser Menschenrechts-NGOs.
Viel zu oft werden  Menschenrech-
te aufs Sträflichste missbraucht.
Wenn Europa sich als Hüter der
Menschenrechte präsentiert, ist es
notwendig, auch das Menschen-
recht auf Asyl hoch zu halten, denn
wenn Menschen - aus welchen
Gründen auch immer - verfolgt wer-
den und keinen Schutz bekommen
oder ihnen dieser nur unter schwie-
rigsten Bedingungen gewährt wird,
sind auch die anderen Menschen-
rechte in Gefahr. Wie kann eine
Gesellschaft zu den Menschen-
rechten stehen und diese verteidi-
gen, wenn sie nicht bereit ist, ver-
folgten Menschen Schutz und Asyl
zu gewähren? 

Daniel Vychytil ist Theologe und
seit 12 Jahren im Flüchtlingsbe-
reich tätig, zur Zeit als  Leiter des
Sozialzentrums Zirkelweg der Pfar-
re Schwechat

1) www.sueddeutsche.de/politik/europaei-

sche-fluechtlingspolitik-gestorben-an-der-

hoffnung-1.1128073

2) www.bmi.gv.at/cms/BMI_Asylwesen/stati-

stik/files/Asylantrge_seit_1999.pdf

3) Vollmitglieder: EU-Länder + Island, Nor-

wegen und Schweiz; kooperierende Länder:

Großbritannien und Irland; zukünftige Län-

der: Bulgarien, Rumänien und Zypern

4) vgl. www.proasyl.de/de/home/situation-

von-fluechtlingen-in-griechenland

5) vgl. www.wikipedia.org/wiki/FRONTEX

FRONTEX: Europäische Agentur für opera-

tive Zusammenarbeit an den EU-Außen-

grenzen. Budget 2005: 6,2 Millionen Euro,

2011 bereits 88 Millionen Euro, weiters sind

20 Flugzeuge, 25 Hubschrauber und 100

Boote im Einsatz

6) vgl. GATI Fabrizio: BILAL. Als Illegaler auf

dem Weg nach Europa. Verlag Antje Kunst-

mann, München 2010.

7) vgl. www.unhcr.at/service/zahlen-undsta-

tistiken.htlm 

Flucht / Asyl
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Fotoprojekt - this is my place

Derzeit findet in Wien ein interaktives
Fotoprojekt für und mit Flüchtlingen aus
aller Welt statt.

Ziel dieses Projekts ist die Sichtbarma-
chung eines der wesentlichen Elemen-
te heutiger Machtkämpfe, des Kampfes
um das Recht auf Anderssein und Indi-
vidualität. Es geht um die Frage von
Identität: Wer sind wir? Und wer darf
bestimmen, wer wir sind? 

Das Projekt geht der Frage nach, wie
Menschen diese Kategorisierungen
durchbrechen und in einem System,
das ihnen restriktiv gegenübersteht,
ihre eigenen Interpretationen von Iden-
tität und Verortung schaffen. Men-
schen, die seit Jahren in Österreich
leben, somit Teil unserer Gesellschaft
sind und dennoch als Außenseiter, als
Fremde behandelt werden. Welche
Macht haben sie? Wie gelingt es ihnen,
über die Aneignung von Orten jenen
Machtbeziehungen, die sie in ihren Le -
benschancen einschränken, entgegen-
zuwirken? Das Projekt möchte nicht
nur die Menschen und ihre individuel-
len Orte sichtbar machen, sondern
auch die Machtbeziehungen aufbre-
chen: Dies geschieht über einen inter-
aktiven Zugang, der die teilnehmenden
Menschen zu einer eigenständigen
Darstellung ihrer Lebenswelten er -
mächtigt. In Fotoworkshops erlernen
die TeilnehmerInnen Grundlagen der
Fotografie, um jene Orte, die für sie
"Heimat in der Fremde" bedeuten,
selbst in Szene zu setzen.

Das Projekt wird von Daniela Pock
(VB-Vorstandsmitglied) in Kooperation
mit den AkteurInnen des aktuellen
Volkstheater-Projekts "Die Reise"
durchgeführt und im kommenden Win-
ter in eine Ausstellung münden.

die teilnehmerInnen
des ersten Workshops
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Flucht / Asyl

Europa findet angesichts der
atemberaubenden Um brü -
che in der arabischen Welt

keine schlüssige Antwort - und
offenbart damit immer mehr den
jämmerlichen Zustand seiner Eliten
und Institutionen. Von kluger Nach-
barschaftspolitik im Süden keine
Spur. Beiträge zur konstruktiven
Gestaltung der Übergangsprozes-
se? Friedenspolitik? Fehlanzeige!
Europa schafft sich ab.

Besonders schlimm treibt es die
deutsche Bundesregierung, die mit
ihrem Schlingerkurs, vom Auftritt
des Außenministers auf dem Tahir-
Platz über die Stimmenthaltung im
UN-Sicherheitsrat und die nachfol-
gende Lieferung von Bomben und
Raketen an die NATO für den
Libyen-Einsatz bis hin zu den
geheim gehaltenen Panzerlieferun-
gen an Saudi-Arabien, immerhin
ein klares Signal an die mutigen
Aufständischen sendet: Wenn es
um eure Freiheit geht – rechnet
nicht mit uns! Zur Bestätigung ver-
liest ein Unionsabgeordneter im
Deutschen Bundestag den Brief
des Krauss-Maffei-Betriebsrates,
in dem dieser wegen der „schlech-
ten Auftragslage“ des Rüstungs-
konzerns barmt. Heuchlerischer
geht es wohl nicht mehr.

Auf keinem Gebiet aber wird der
moralisch-politische Bankrott so
sichtbar wie beim Umgang mit
Flüchtlingen und MigrantInnen, die
zu Hunderttausenden die Kriegs-
und Nachkriegsregionen verlassen
(müssen), von denen aber nur
wenige die Überfahrt nach Europa
wagen.

Kaum waren nach dem Sturz des
Ben Ali-Regimes die ersten Boote
auf Lampedusa eingetroffen, rief
Italien den „humanitären Notstand“
aus. Die vorsätzlich geschürte Hys -
terie griff planmäßig umgehend auf
den Rest der nervlich stark ange-
griffenen (Euro-Krise!) EU-Mit-
gliedsländer über. Auch in der
österreichischen Rechten war re -
flexhaft der Ruf zu hören, wonach
„notfalls die Schlagbäume wieder
geschlossen“ werden müssten.
Frankreich stoppte internationale
Fernzüge, nachdem die Regierung
in Rom für die ohne Einladung ein-
gereisten NordafrikanerInnen Rei-
sepapiere ausgestellt hatte. Am
Ende richtete dann Dänemark jene
regulären Grenzkontrollen wieder
ein, deren Abschaffung bis dato als
Spitzenprodukt zivilisatorischer EU-
Errungenschaften galt. Freizügig-
keit in der Schengenzone? War
einmal. Dabei geht es eben nicht
nur um ein paar lieb gewonnene
Reisefreiheiten für Wohnwagentou-
ristInnen: Die gesamte Union gibt
ihre Identität als internationale Hü -
terin der Menschenrechte preis, wo
Flüchtlinge zunehmend als reines
„Sicherheitsproblem“ definiert und
behandelt werden.

Die wahren Dramen spielen sich
freilich nicht an der dänisch-deut-
schen Grenze ab, sondern ein paar
tausend Kilometer weiter südlich,
im Mittelmeer: Dort sind seit Jah-

resbeginn unter den Augen europä-
ischer GrenzwächterInnen und di -
verser Marineeinheiten bereits
mehr als 2.000 Menschen bei dem
Versuch, nach Europa zu gelan-
gen, ertrunken oder verdurstet. Es
häufen sich Berichte von Überle-
benden, die schildern, wie große
Schiffe (darunter auch solche der
NATO-Kriegsmarine) ohne Halt an
ihnen vorüberfuhren, während un -
ter den Verzweifelten das Sterben
schon begonnen hatte. Die Unseli-
gen werden auf See zum Tode ver-
urteilt, weil sich Europa für unzu-
ständig und überfordert erklärt. In
einzelnen Fällen schoben Küsten-
wacht-Einheiten Flüchtlingsboote
wochenlang hin und her, bis am
Ende von über achtzig Bootsin -
sassInnen nur noch fünf am Leben
waren. 

Angesichts der revolutionären Er -
eignisse jenseits des Mittelmeeres
verstärkt die EU die Abschottung,
wo doch entschlossene humanitäre
Hilfe nötig wäre: Die Regierungs-
chefInnen einigten sich in Rekord-
zeit auf eine Verstärkung der
Grenzsicherungsagentur FRON-
TEX. Rund 400 Millionen Euro sag-
te die zunehmend klamme EU
allein Tunesien als „Unterstützung
für den Staatsaufbau“ zu. Gemeint
ist damit vor allem die Stärkung des
Sicherheitsapparates, von dem effi-
ziente Maßnahmen erwartet wer-
den, um die Weiterreise uner-
wünschter MigrantInnen in Rich-
tung Europa zu unterbinden. Waf-
fensysteme und Schiffe zum ent-
sprechenden Einsatz sind bereits
nach Tunis unterwegs.

Wie das wirtschaftlich geschwächte
Tunesien aber mit der Last zehn-
tausender Libyen-Flüchtlinge im
eigenen Land fertig werden soll,

Arabische Welt im Aufbruch – Europa am Ende
Elias Bierdel

Elias bierdel (rechts) und Kapitän stefan
schmidt vor der "cap anamur", dem schiff der
gleichnamigen hilfsorganisation; 14. 2. 2004

© www.borderline-europe.de
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das bleibt unklar. Wo die EU poli-
tisch wie moralisch auf ganzer Linie
versagt, ist es der 1949 gegründe-
te Europarat, der die Staaten des
Kontinents der Menschenrechte an
ihren historischen Auftrag erinnert:
„Ihr Schweigen und ihre Passivität
sind schwer zu akzeptieren“, kriti-
sierte der Menschenrechtsbeauf-
tragte der Länderorganisation, Tho-
mas Hamarberg. Regierung und
Institutionen würden ihrer Verant-
wortung nicht gerecht, so der
schwedische Diplomat. Anstatt den
Flüchtlingen zu helfen, versuche
Europa vor allem, sie von seinen
Grenzen fernzuhalten. Damit habe
man die Flucht noch gefährlicher
gemacht und den SchlepperInnen
einen Grund gegeben, ihre Tarife
zu erhöhen.

Wohl wahr. Es steht allerdings zu
befürchten, dass genau dies auch
beabsichtigt ist. 

Elias Bierdel ist Menschenrechts-
aktivist (www.borderline-europe.
de), Buchautor und seit 2010 Wis-
senschaftlicher Mitarbeiter am
ÖSFK/ Friedensburg Schlaining. 

WEr Ist EIn FlüchtlIng pEr dEFInI-
tIon? WElchE rEchtE und pFlIch-
tEn hat EIn FlüchtlIng?

Ein Flüchtling hat gemäß Völker-
recht das Recht auf Sicherheit
sowie auch ähnliche Rechte wie
StaatsbürgerInnen und muss die
Gesetze und Bestimmungen des
Asyllandes respektieren.

Was Ist dIE gEnFEr FlüchtlIngs-
KonvEntIon und Was bEInhaltEt

sIE? WEltWEIt habEn nIcht allE

ländEr dIE gEnFEr KonvEntIon

ratIFIzIErt, Was hält vor allEm

staatEn In süd- und südostasIEn

soWIE Im mIttlErEn ostEn davon

ab?

Die Genfer Flüchtlingskonvention
ist das erste universell geltende
Abkommen, das sich ausschließ-
lich und umfassend Flüchtlingen
widmet. Sie definiert, was der Be -
griff „Flüchtling“ bedeutet und ist
auch im neuen Jahrtausend aktuell.
Sie bestimmt die Rechte von
Flüchtlingen, zu denen Religions-
und Bewegungsfreiheit sowie das
Recht zu arbeiten, das Recht auf
Bildung und das Recht auf den Er -
halt von Reisedokumenten gehö-
ren. Aber warum manche Staaten
die Genfer Konvention nicht ratifi-
zieren möchten, können auch wir
nicht so genau sagen. Wir gehen
davon aus, dass es sehr stark dar-
in begründet liegt, dass es für sol-
che Konventionen in manchen
Staaten sehr wenig Tradition gibt,
d.h. dass es keine anderen überre-
gionalen Schutzinstrumente gibt
und die Staaten deswegen auch
zögerlich mit der Annahme von

internationalen Rechtsinstrumen-
ten sind. Ur sprünglich ist die Kon-
vention in der Nachkriegszeit 1951
für europäische Staaten entstan-
den und war vorerst für europäi-
sche Flüchtlinge gedacht, weil
damals in Europa die Flüchtlingssi-
tuation am schlimmsten war. Die
Weltsituation hat sich natürlich voll-
kommen verändert und jetzt findet
die Konvention viel mehr auf Men-
schen außerhalb Europas Anwen-
dung. Aber da durch sind die euro-
päischen Staaten schon sehr lange
der Konvention verpflichtet, da sie
am Anfang die Hauptbetroffenen
waren. 

Was vErstEht man untEr rEsEttlE-
mEnt? Ist rEsEttlEmEnt EInE dau-
ErhaFtE lÖsung?

Der Begriff bezeichnet die dauer-
hafte Neuansiedlung von Flüchtlin-
gen in einem zur Aufnahme berei-
ten Drittstaat, der ihnen vollen
Flüchtlingsschutz gewährt. Resett-
lement brauchen vor allem Men-
schen, die schon über die Grenze
ihres Heimatlandes geflohen sind
und in einem Land festsitzen, wo
sie keine Perspektive oder nach-
haltige Zukunft haben. Ein Beispiel
wären Flüchtlinge, die bereits in
Libyen Flüchtlinge waren und dann
nach Tunesien oder Ägypten geflo-
hen sind und jetzt an der Grenze
festsitzen. In diesen Ländern gibt
es momentan große Flüchtlings-
ströme und sie können deshalb
nicht alle Menschen aufnehmen.
Das Resettlement ist - neben frei-
williger Rückkehr, Asyl und Integra-
tion - eine von drei dauerhaften
Lösungen, um Flüchtlinge zu unter-

Flucht / Asyl
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Elias Bierdel: Ende einer rettungs-
fahrt. das Flüchtlingsdrama der cap
anamur. Mit einem Vorwort von
Bundesministerin Heidemarie Wieczo-
rek-Zeul und über 100 bislang unveröf-
fentlichten Fotos und Dokumenten.
Verlag Ralf Liebe, 232 Seiten, € 19,80
ISBN-13: 978-3935221658 

Die Angst der Industrieländer
ist nicht nachvollziehbar
Interview mit Ruth Schöffl vom UN-Flüchtlingshochkom-
missariat in Österreich (UNHCR)
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stützen, sich ein neues Leben in
Frieden und Würde aufzubauen.

Vor ein paar Monaten hat UNHCR
eine Initiative gestartet, um den
Menschen in Tunesien und Ägyp-
ten zu helfen, aber leider haben wir
eine geringe Resonanz von euro-
päischen Staaten bekommen. Wir
haben für achttausend Resettle-
mentplätze aufgerufen, bekommen
haben wir aber nur über tausend.
Aufnahmeländer sind oft nicht be -
reit, zuätzliche Flüchtlinge aufzu-
nehmen, obwohl es hier nicht um
große Menschenmassen geht. Die
meisten sind der Meinung, dass sie
den BürgerInnen gegenüber nicht
argumentieren können, Flüchtlinge
ins Land zu holen, da Vorurteile
und Ängste vorhanden sind. 

WIEso gIbt Es KEIn gEmEInsamEs

EuropäIschEs FlüchtlIngs- bzW.
asylsystEm?

An einem gemeinsamen europäi-
schen Asylsystem wird schon seit
einigen Jahren gearbeitet. Das
Problem ist, dass viele Mitglieds-
staaten versuchen, soviel wie mög-
lich von ihren eigenen Systemen
durchzubringen und nicht all zu viel
Zugeständnisse machen, um den

Aufwand und die Kosten für sich
selbst zu minimieren. Grundsätz-
lich gibt es einen Plan, bis 2012 ein
gemeinsames Flüchtlings- bzw.
Asylsystem zu schaffen, wobei die
Europäische Kommission schon
Vorschläge vorgelegt hat, die jetzt
bei den Mitgliedsstaaten liegen. Bei
einigen Bereichen gibt es schon
Annäherungen, wobei Ängste von
Mitgliedsstaaten vorhanden sind,
z.B. dass sie Asylsuchenden zu
viele Leistungen gewähren müs-
sen.

WErdEn nur IndustrIEländEr von

FlüchtlIngEn „übErFlutEt“ odEr

nEhmEn auch EntWIcKlungsländEr

FlüchtlIngE auF? 

Dass Flüchtlinge nur in Industrie-
länder fliehen ist ein Märchen, das
sich hartnäckig hält. Vor kurzem
haben wir unsere aktuellen Zahlen
veröffentlicht, aus denen man her-
auslesen kann, dass vier Fünftel
der Flüchtlinge weltweit in Entwick -
lungsländern leben, und die aktuel-
len Krisen wie z.B. in Somalia ver-
stärken diese Tendenz weiter. Die
Angst, dass eine übermäßige Bela-
stung der Industriestaaten vorhan-
den ist, ist nicht nachzuvollziehen
und entspricht nicht der Realität. 

WIE sIEht dIE lagE dEr FlüchtlIngE

In ÖstErrEIch aus bzW. WIE agIErt

ÖstErrEIch Im IntErnatIonalEn

vEr glEIch In bEzug auF FlüchtlIn-
gE?

Österreich hat die Genfer Flücht-
lingskonvention als einer der ersten
Staaten ratifiziert. In Österreich
haben anerkannte Flüchtlinge das
Recht auf einen unbefristeten Auf-
enthalt und Zugang zum Arbeits-
markt. Klassischerweise haben
anerkannte Flüchtlinge ähnliche
Rechte wie ÖsterreicherInnen.
Allerdings gibt es auch in Öster-
reich viele negative Vorurteile,
Miss trauen von Bevölkerung und
Politik gegenüber Asylsuchenden
und die Angst, dass alle zu uns
kommen wollen. Wenn man sich
die Relationen anschaut, stimmt
das aber absolut nicht: In Kenia
leben beispielsweise in einem ein-
zigen Flüchtlingslager 440.000
Flüchtlinge, während in ganz
Österreich insgesamt 40.000
Flüchtlinge leben. Das sind oft
Menschen, die schon jahrelang bei
uns leben und als Flüchtlinge aner-
kannt worden sind. Aber auch bei
Asylsuchenden muss man sich die
Relation anschauen: Südafrika hat
als einzelnes Land nur um 20%
weniger AsylwerberInnen als ganz
Europa gemeinsam. Wir haben
deswegen eine Informationsinitiati-
ve gestartet und versuchen, Vorur-
teile und Nicht-Wissen zu verrin-
gern.

WElchE auFgabEn und zIElgrup-
pEn hat unhcr?

Zu den Aufgaben von UNHCR zählt
u.a. die klassische humanitäre Not-
hilfe, d.h. in akuten Notsituationen
rasche Hilfe zu leisten, Menschen
mit Basisgütern zu versorgen, me -
dizinische Hilfe anzubieten oder
auch Schulen aufzubauen. Außer-
dem arbeiten wir an nachhaltigen
Lösungen, wie z.B. der Integration
von Flüchtlingen im Aufnahmeland,
unterstützen Flüchtlinge bei der

Flucht / Asyl
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ruth schöffl (unhcr, mitte), Irma halilovic (links) und dragana marusic
(rechts)
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Rückkehr ins Heimatland und hel-
fen beim Neustart. Wir haben auch
ein Mandat für Binnenvertriebene,
die größte Gruppe von Menschen,
die in ihrem eigenen Heimatland
auf der Flucht sind. Zusätzlich hel-
fen wir staatenlosen Menschen,
das sind Menschen, die keine
Staatsbürgerschaft besitzen und
deshalb auch keine klassischen
Staatsbürgerrechte haben, das be -
deutet, dass sie keine Dokumente
bekommen, nicht heiraten können,
keine Sozialleistungen oder Kran-
kenfürsorge bekommen etc. Hinzu-
kommend fallen unter unser Man-
dat AsylwerberInnen, die noch im
Asylverfahren stehen und von de -
nen man noch nicht genau weiß, ob
sie die Flüchtlingseigenschaft be -
sitzen oder nicht. 

Was macht unhcr um das WIssEn

dEr ÖstErrEIchErInnEn bEzüglIch

FlüchtlIngEn In ÖstErrEIch zu

ErWEItErn, WEnn Es z.b. darum

gEht, dass FlüchtlIngE angEblIch

nach ÖstErrEIch KommEn, um uns

dEn job WEgzunEhmEn odEr dEn

staat auszunutzEn?

Vor kurzem haben wir eine Umfra-
ge gemacht, die ganz klar aufzeigt,
dass die Menschen, die sehr wenig
Wissen über Flüchtlinge bzw. Asyl-
werberInnen besitzen, die meisten
Vorurteile haben, und diejenigen,
die in Kontakt mit Flüchtlingen oder
AsylwerberInnen sind, die Situation

viel positiver sehen und ihr auch
optimistischer gegenüberstehen. In
unseren Studien haben wir be -
merkt, dass es auch bei den Be -
griffen hakt. MigrantInnen, Flücht-
linge oder AsylwerberInnen werden
in einen Topf geworfen, z.B. wissen
nur wenige, dass Asylsuchende gar
nicht arbeiten dürfen. Das Ver-
ständnis für Flüchtlinge wird da -
durch aufgeweicht. Außerdem wer-
den die Zahlen und der finanzielle
Aufwand, den Flüchtlinge bzw.
AsylwerberInnen verursachen,
immer wieder falsch eingeschätzt.
Es wird auch häufig angenommen,
dass AsylwerberInnen Sozialhilfe
oder Mindestsicherung bekommen.
Erst wann jemand ein anerkannter
Flüchtling ist, hat er oder sie die
Berechtigung auf einen unbefriste-
ten Aufenthalt, Zugang zum Ar -
beitsmarkt und Sozialleistungen. In
Wahrheit bekommen Asylsuchende
maximal 290 Euro im Monat. Es ist
gut, dass es diese Grundversor-
gung gibt, aber Luxusleben kann
man damit wahrlich keines führen.
Dafür riskiert man nicht sein Leben,
um zu uns zu flüchten. In Öster-
reich haben wir eine Kampagne
gestartet, um die Bevölkerung mit
der Realität von Asylsuchenden zu
konfrontieren. Zu sehen und hören
war die Kampagne im Sommer in
österreichischen Medien und sie
steht auch auf unserer Homepage.

WElchE zuKunFtsvIsIonEn und zIE-
lE hat unhcr Für dIE nächstEn 10
jahrE?

Unser klassisches Ziel wäre, dass
es in zehn Jahren viel weniger
Flüchtlinge gibt, aber das scheint
nicht wahrscheinlich. Ein großes
Ziel wäre, Krisen oder Konflikte von
der Wurzel her zu bekämpfen,
damit Menschen erst gar nicht zu
Flüchtlingen werden müssen.

Wir konzentrieren uns momentan
auch darauf, auf neue Schutzin-
strumente hinzuarbeiten und zwar
für die Menschen, die von den be -
stehenden noch nicht erfasst wer-
den , wie z.B. Klimaflüchtlinge, die
aufgrund des Klimawandels aus
ihrer Heimat vertrieben werden. Ein
großes Thema in diesem Sinne ist
auch der verstärkte Schutz von
Menschen, die vor extremer Armut
und extremem Hunger fliehen. Sie
fallen nicht unter die Genfer Flücht-
lingskonvention, da gibt es noch
einiges zu tun. Es wird auch weiter-
hin unsere Aufgabe sein, den Men-
schen, die unter unser Mandat fal-
len, zu helfen und bestmögliche
langfristige Zukunftsperspektiven
für sie zu finden. Und wichtig für
uns ist natürlich auch, verstärkt
Verständnis für Menschen unter
unserem Mandat zu schaffen und
Integrationsarbeit zu leisten.

vIElEn danK Für das gEspräch.

Zur Person: Ruth Schöffl ist seit
2010 für UNHCR in der Öffentlich-
keitsarbeit tätig. Davor hat sie für
die Caritas Wien sowie GLOBAL
2000 gearbeitet und einige Jahre
im Ausland verbracht. 

Das Interview führten Irma Halilovic
und Dragana Marusic, die Interna-
tionale Entwicklung in Wien studie-
ren und im August im VB-Büro ein
Praktikum absolviert haben.

Flucht / Asyl
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Einige statistische Daten:

Ende 2010 galten weltweit 43,7 Millionen Menschen als Vertriebene.
Davon waren 15,4 Millionen Flüchtlinge, 27,5 Millionen intern Vertriebe-
ne und mehr als 837.500 Menschen, deren Asylanträge noch nicht aner-
kannt wurden.

Die meisten Flüchtlinge verbleiben in ihrer Herkunftsregion, nur 17% aller
Flüchtlinge leben außerhalb ihrer Herkunftsregion. Mehr als ein Drittel
der Flüchtlinge befindet sich in der Region Asien & Pazifik, im subsaha-
rischen Afrika lebt ein Fünftel aller Flüchtlinge, im Mittleren Osten und in
Nordafrika leben 18%, in Europa 15% und in der amerikanischen Region
8%. 

Aufnahmeländer: Pakistan: 1.900.600, Iran: 1.073.400, Syrien:
1.005.500, Deutschland: 594.300, Jordanien: 450.900
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An einer Stelle des ehemaligen
Eisernen Vorhangs zwischen den
benachbarten Gemeinden Moor-
bad Harbach in Österreich und
Strobnice in Tschechien ent-
stand zwischen September 2008
und August 2011 eine Friedens-
spirale mit Granitsteinen aus bei-
den Ländern. An einem ehemali-
gen Ort der Trennung wurde ein
Ort der Begegnung, der Besin-
nung und der gemeinsamen Spi-
ritualität geschaffen.

Die allmählich ansteigende Stein-
spirale symbolisiert durch ihre
Form Offenheit und Vertrauen in
die gegenseitige Begegnung über
Grenzen hinweg und drückt die
positive Weiterentwicklung jedes
Menschen und der Gemeinschaft
aus.

Eine getöpferte Raupe und die
bunten Glasfenster mit Schmetter-
lingen symbolisieren Verwandlung.
Die Verwandlung des Menschen,

aber auch die Wandlung der Gren-
ze zwischen Harbach und Strobni-
ce.

Die verschiedenen Steine für den
Bau der Steinspirale wurden von
Menschen aus Tschechien und
Österreich herbeigebracht, sie
stammen von ehemaligen Marterln
und abgerissenen Kapellen und
Häusern, die dem Eisernen Vor-
hang weichen mussten.

Kinder aus Strobnice, Harbach und
Umgebung malten unter der Lei-
tung der steirischen Künstlerin Her-
linde Almer Schmetterlinge, die als
bunte Glasfenster die dicke Mauer
aus Granitsteinen scheinbar mühe-
los durchbrechen.

Frauen aus beiden Ländern töpfer-
ten gemeinsam eine zwei Meter
lange Raupe in der Keramik-Werk-
stätte des Barmherzigkeitsklosters
in Gratzen. Ein eigenes Team ge -
staltete ein Rahmenprogramm für

die Frauen, um ihnen Gelegenheit
zu geben, sich besser kennenzu-
lernen. Es gab Spiele, Mediation,
Tanz und ein gemeinsames Mahl.

Ein von der Künstlerin Frau Almer
gemaltes Marienbild mit dem
Namen „Frau aller Völker“ lädt
innerhalb der Spirale zu Stille,
Besinnung und zum Nachdenken
ein.

Hinter all diesen Bemühungen
steckt aber noch ein weiterer Sinn -
Frieden. Dauerhafter Frieden hat
immer mit dem/der Einzelnen zu
tun.

10

Versöhnung

Spinnrad 3 / 2011

Meilenstein des Friedens - ein christlich 
ausgerichtetes Friedensprojekt
Gelebte Zeichen der Versöhnung an der österreichisch-tschechischen Grenze

im Waldviertel

Heinz Spindler
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So wie die Raupe ihre alte Hülle
verlässt und sich in den Schmetter-
ling verwandelt, sind auch wir auf-
gerufen, uns immer wieder neu zu
wandeln, unsere Talente zu entfal-
ten und uns für Versöhnung und
Frieden in der Welt einzusetzen.

der garten der menschenrechte
in lauterbach

Nur wenige Kilometer von Moorbad
Harbach entfernt, in Richtung
Nebelstein, befindet sich seit dem
Jahr 2009 der „Garten der Men-
schenrechte“. Die Gemeinde Moor-
bad Harbach errichtete mit Unter-
stützung der Dorferneuerung aus
Anlass des 60. Jahrestages der
Erklärung der Menschrechte am
10. Dezember 2008 in Lauterbach
neben dem Steinbrunnerhof den
„Garten der Menschenrechte“!

Entlang eines landschaftlich an -
sprechend gestalteten Weges wer-
den dem Besucher/der Besucherin
in 12 Stationen die 29 Artikel der
Erklärung der Menschenrechte der
Vereinten Nationen in Symbolen
und durch Texte erläutert. Die Texte
wurden vom Ludwig Boltzmann
Institut für Menschenrechte zusam -
mengestellt.

Der „Garten der Menschenrechte“
ist kostenlos und frei zugänglich.
Informationen gibt es auf der
Homepage www.garten-der-men-
schenrechte.at

bucherser heimatverein

Das Schicksal von Buchers/Pohori
na Sumave, einer ehemaligen be -
deutenden südböhmischen Markt-
gemeinde in unmittelbarer Nähe
zur österreichischen Grenze in der
Nähe von Karlstift im Waldviertel,
zeigt sehr deutlich und beispielhaft
die folgenschweren Veränderun-
gen durch Krieg und Vertreibung
auf.

Am Beginn des 2. Weltkrieges wur-
den die tschechischen Bewohner -
Innen von Buchers vertrieben und
nach dem Krieg 1945 die deutsch-
sprachige Bevölkerung.

Einige Jahre später wurde der
Eiserne Vorhang errichtet und alle
Wohnhäuser geschliffen. Die Kir-
che, der Friedhof und das Krieger-
denkmal wurden vor dieser Zerstö-
rung zum Glück bewahrt. Am Krie-
gerdenkmal, das an die gefallenen
Soldaten des Ersten Weltkrieges
erinnert, sind die Worte „Nie wieder
Krieg“ zu lesen! An die Soldaten
und zivilen Opfer des Zweiten Welt-
krieges gibt es keine Erinnerung,
da für diese bis jetzt niemand ein
Denkmal errichtete!

In der Nacht vom 29. auf den 30.
Mai 1999 ist der Kirchturm auf das
Langhaus der Kirche gestürzt und
es blieben nur mehr die Außen-
mauern der Kirche stehen.

Im Jahr 2000 wurden erste öster-
reichisch-tschechische Initiativen
zur Erhaltung der Kirche gestartet
und vorerst die Außenmauern der
Kirche vor dem weiteren Verfall
geschützt. Gleichzeitig wurde die
Kirche unter Denkmalschutz ge -
stellt.

Im Jahr 2009 wurde der Bucherser
Heimatverein gegründet. Der Ver-
ein hat sich die Erhaltung und
Wiederinstandsetzung der Kirche
und des Kriegerdenkmales sowie
der Aufstellung von Informationsta-
feln über die Geschichte und
Bedeutung der ehemaligen Markt-
gemeinde Buchers zum Ziel
gesetzt.

Ein weiteres Ziel ist die Belebung
der Kontakte zu den NachbarInnen
in Tschechien durch kulturelle Ver-
anstaltungen wie Konzerte, Lang-
lauf, Bucherser Kirtag usw. 

Seit dem Fall des Eisernen Vor-
hangs haben sich in Buchers wie-
der fünf Familien angesiedelt. Der-
zeit ist die Neuerrichtung des Pfarr-
hofes fast am gleichen Platz und
nach den alten Plänen im Gange.
Der neue Pfarrhof soll allerdings
als Pension dienen.

Dem Bucherser Heimatverein unter
seinem Obmann Erich Altmann
gelang es inzwischen, mit diversen
Benefizveranstaltungen in Buchers
und mit einer jährlichen Förderung
des tschechischen Staates die
Apsis der Kirche zu überdachen
und laufend verschiedene Renovie-
rungsmaßnahmen durchzuführen.
Herr Altmann berichtet, dass sich
vor allem auch junge Menschen in
Tschechien sehr für die tragische
Geschichte, die sich an dieser
Grenze ereignete, interessieren.

Informationen zur Geschichte von
Buchers und den Aktivitäten des
Vereins gibt es auf der Homepage
www.bucherser-heimat-verein.at

Heinz Spindler ist Männerreferent
der Katholischen Männerbewe-
gung und Dipl. Erlebnispädagoge

Nähere Informationen:
www.seekajak-waldviertel.at
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WIE sIEht Es mIt gErEchtIgKEIt, dIE-
sEr ganz WIchtIgEn voraussEt-
zung Für vErsÖhnung, aus?
schaFFt das gEsEtz „gErEchtIg-
KEIt und FrIEdEn“ gErEchtIgKEIt?

Da muss man sich anschauen, wel-
che Gerechtigkeit man meint.
Wenn man die strafrechtliche Ver-
folgung von TäterInnen meint,
muss man sich die sehr bescheide-
nen Ressourcen anschauen, mit
denen die eigens eingerichteten
Einheiten bei der Staatsanwalt-
schaft das Gesetz implementieren
sollen. Das Gesetz Justicia y Paz
wurde im Juni 2005 nach heftigen
Kontroversen beschlossen. Es
schafft einige Einrichtungen, die für
Gerechtigkeit sorgen sollen. Einer-
seits die nationale Kommission für
Entschädigung und Versöhnung als
eine Institution, die die Restitution
von Land etc. organisieren und
durchführen soll, die Berichte
schreiben soll, wie die Gewalt mög-
lich wurde, die demobilisieren, die
neuen Truppen beobachten soll
etc. Es wurden andere Einheiten
bei der Staatsanwaltschaft geschaf-
fen, die vor allem für die strafrecht-
liche Verfolgung der TäterInnen zu -
ständig sind, die so genannten Uni-
dades de Justicia y Paz. Sie wur-
den aber finanziell so schwach
ausgerüstet, dass, wenn nicht
mehr Geld und mehr Personal dort-
hin gesetzt wird, der ganze Vor-
gang mehrere Generationen dau-

ern würde. Diese Einheiten be -
schäftigen sich mit der Einvernah-
me der Kommandanten der Para-
militärs, mit der Untersuchung des-
sen, was diese sagen, und in
einem nächsten Schritt mit der
Anklageerhebung und dem Ab -
schluss dieses Prozesses Justicia
y Paz, der verringerte Strafen von
fünf bis acht Jahren für die Kom-
mandanten vorsieht, wenn sie die
ganze Wahrheit ausgesagt haben.
Das ist ein äußerst schleppender
Prozess, es gibt meines Wissens
nach erst ein Urteil, also einen
abgeschlossenen Fall. Wir wissen
auch aus anderen Beispielen, dass
das sehr lang dauert, weil gerade
bei solchen Musterprozessen viele
Augen darauf gerichtet sind, dass
die Normen eingehalten werden.
Trotzdem ist es nicht befriedigend,
nach fünf Jahren erst ein Urteil zu
haben. Wie sieht dieser Prozess
aus? Es haben sich von den
30.000 Paramilitärs, die sich demo-
bilisiert haben, ungefähr 3.000 dem
Prozess Justicia y Paz unterwor-
fen, weil sie Verbrechen gegen die
Menschlichkeit oder Kriegsverbre-
chen begangen haben. Alle ande-
ren, also die restlichen ca. 27.000,
lieferten ihre Waffen ab, bekamen
ein Zertifikat „ich bin ein Demobili-
sierter“ und kehrten nach Hause
zurück. Ihnen passiert gar nichts.
Nur jene, die im Verdacht stehen
oder über sich selbst sagen, dass
sie Verbrechen gegen die Mensch-

lichkeit begangen haben, also Ver-
brechen, die normalerweise 60 bis
70 Jahre Gefängnis zur Folge
haben, haben sich diesem Gesetz
unterworfen und sind bereit, zu fünf
bis acht Jahren Haft verurteilt zu
werden und, so der Gesetzestext,
die volle Wahrheit zu sagen und die
illegal erworbenen Güter zurückzu-
erstatten. 

In der Realität sieht das mit der
Wahrheit gemischt aus, es kam
sehr viel Wahrheit ans Tageslicht.
Aber die wesentlichsten Komman-
danten wurden vor zweieinhalb
Jahren an die USA ausgeliefert,
allerdings nicht unter der Anklage
der Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit, sondern unter Anklage von
Drogendelikten oder Drogenver-
brechen, weil die meisten im Dro-
genhandel tätig waren. Das ist eine
interessante Sache, dass die Kom-
mandanten mit dem, was sie wis-
sen, offensichtlich darauf vertraut
haben, dass die Regierung sie nie
ausliefern wird. Dass das dann in
einer Nacht-und-Nebel-Aktion pas-
siert ist, hat sie so schockiert, dass
sie dann plötzlich auch bereit
waren, mit linken Oppositionskräf-
ten zusammenzuarbeiten, um ihre
Wahrheit los zu werden. Aber das
interessiert niemanden mehr. Es ist
auch interessant, dass ein Macaco
oder ein Jorge Cuarenta, die gro-
ßen Kräfte des Paramilitarismus
also, eigentlich aus dem Spiel
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Von 2006 bis 2009 arbeitete der Politikwissenschafter und Mediator Christian Wlaschütz im „Programm
für Entwicklung und Frieden in der Region Magdalena Medio“ in Kolumbien. An Hand des Bezugsrahmens
des Friedensforschers John Paul Lederach, der als Grundlage für Versöhnung die kritischen Komponen-
ten Wahrheit, Gerechtigkeit, Frieden und Barmherzigkeit herausgearbeitet hat, analysiert Christian Wla-
schütz, welche Maßnahmen in diesem konkreten Umfeld gesetzt werden bzw. gesetzt werden müssten,
um dem Ziel der Versöhnung ein Stück näher zu kommen.

Versöhnung hat eine politische Dimension und

braucht konkrete Aktivitäten
Interview mit Christian Wlaschütz über das Programm für Entwicklung und Frieden in
der Region Magdalena Medio/Kolumbien; Teil 2 (Teil 1 siehe Spinnrad 2/2011)
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genommen wurden. Das behindert
einerseits die Wahrheitsfindung,
auf der anderen Seite gibt es sehr
viele Subkommandanten aus der
zweiten Reihe, die jetzt auch spre-
chen und die das konkrete Wissen
über das, was passiert ist, natürlich
eher haben. Aber diese Wahrheit
wird auch nicht mehr wahrgenom-
men, man hat sich an die “Schauer-
geschichten” gewöhnt, es gibt eine
Abstumpfung und auch ein Desin-
teresse. Die Kommandanten sitzen
25 Jahre im Gefängnis und sind
einmal entfernt. Viele sagen, es
wäre besser gewesen, die Kom-
mandanten nicht auszuliefern. Ich
bin da anderer Meinung, ich finde
es war ganz gut, sie auszuliefern.
Sie waren ja unglaubliche Macht-
faktoren. Ein Macaco konnte von
Nariño bis in den Süden Bolívars
alles militärisch dominieren, ein
Don Berna hat Medellín mit einem
Fingerschnappen lahmgelegt. Also,
dass die einmal entfernt sind, ist
durchaus positiv. 

Das andere Element der Gerech-
tigkeit ist die Rückerstattung der
Güter. Da ist die Bilanz wirklich
erschreckend, da von den ange-
nommen mindestens 3 Mio. Hektar
Land, die sich die Paramilitärs ille-
gal angeeignet haben, bis jetzt viel-
leicht in einem ersten Schritt
200.000 Hektar rückerstattet wor-
den sind. Ich will jetzt gar nicht
mangelndes Interesse ins Rennen
führen, aber es ist wahnsinnig
schwer, dieses Netzwerk aus Be -
sitzständen zu analysieren. Besitze
laufen ja nicht auf den Namen des
Kommandanten eines Gebiets,
sondern sie wurden an Handlanger
weiter gegeben, um dem Besitz
einen anderen Namen zu geben.
Wir hatten auch im Programm so
einen Fall, es ist rechtlich sehr,
sehr schwer nachzuweisen, dass
das Land illegal erworben worden
war, weil die Dokumente auf den
Namen dieser Handlanger, die sich
offiziell nichts zu Schulden kom-
men ließen, lauteten. Ihnen das

Land unter dem Titel Reparation,
also Entschädigung, wegzuneh-
men ist sehr schwer. Deswe gen
wird das auch noch länger dauern.
Der jetzige Präsident hat daraus
eine Priorität gemacht und scheint
auch in der Region Magdalena
Medio sehr aktiv zu sein. Die Rük-
kerstattung von Land ist ja ganz
wesentlich, um den landesweit vier
Millionen intern Vertriebenen wie-
der eine wirtschaftliche Grundlage
zu geben und sie nicht in den
Elendsvierteln der Städte vegetie-
ren zu lassen. Die Menschen hof-
fen, zurückkommen zu können und
bauen sich daher in der Stadt kein
Leben auf, weil sie eben Bauern
und Bäuerinnen sind. Diese Ange-
legenheit zu regeln ist sicher eine
Priorität. 

Man darf, glaube ich, die Raffines-
se von illegalen Akteuren nicht
unterschätzen. Sie haben alles
gemacht, um ihre Spuren zu verwi-
schen. Die legalen BesitzerInnen
hatten ja kaum Papiere in den Hän-
den gehabt, die so genannte Titu-
lierung des Landes wurde nicht
durchgeführt. Die Titulierungskam-
pagne kam so spät, dass der
Unrechtszustand de facto legali-
siert wurde, indem man den späte-
ren, illegalen BesitzerInnen das
Titulierungsdokument gab und
nicht berücksichtigte (oder eben
sehr wohl berücksichtigte!), dass
diese ganzen Ländereien früher
anderen Leuten gehört hatten. 

Es gibt auch die Möglichkeit, legal
zu enteignen, wenn man nachwei-
sen kann, dass eine Person Reich-
tümer mit Drogengeld finanziert
hat. Wenn ein Drogenboss ein Ter-
ritorium irgendwo gekauft hat, kann
man ihm das wegnehmen, weil es
mit Drogengeld gekauft worden ist.
Man kann auch Enteignungen
durchführen, wenn man nachwei-
sen kann, dass der Erwerb eines
Territoriums mit Zwang oder ge -
waltsamer Enteignung verbunden
war. Das sind die rechtlichen

Instrumente, die man hat. Aber
man muss das eben nachweisen
können, und das ist sehr schwierig.

gIbt Es noch andErE mÖglIchKEI-
tEn, opFEr zu EntschädIgEn? 

Es gibt mehrere Möglichkeiten. Die
eine ist die Geldentschädigung. Es
gibt das Dekret des Ex-Präsidenten
Uribe aus dem Jahr 2008, das fest-
schreibt, wie man Entschädigung
auf administrativem Weg erhalten
kann. Dem Opfer steht pro erlitte-
nem Verbrechen eine gewisse
Geldsumme zu. Es ist dies eine
umstrittene Sache, es geht aber
relativ schnell. Man bekommt z.B.
für einen ermordeten Familienan-
gehörigen 18 Mio. Pesos, das sind
mittlerweile 8.000 Euro. 

Zweites wurde durch den Prozess
Justicia y Paz festgesetzt, wie ein
Kommandant nach seiner Verurtei-
lung die Opfer zu entschädigen hat.
Es gibt aber bis jetzt keinen einzi-
gen Fall, der so weit fortgeschritten
ist.

Das Dritte sind die so genannten
kollektiven Entschädigungen, die
zur Anwendung kommen, wenn
eine Gruppe, etwa eine Gewerk-
schaft, eine Partei oder eine Dorf-
gemeinschaft als Kollektiv zum
Opfer wurde. Das können auch In -
frastrukturmaßnahmen durch die
Regierung sein oder etwas, was
diese Dorfgemeinschaft für wichtig
erachtet - etwa eine neue Schule,
eine Straße oder ein Gemeinde-
zentrum. Das Problem besteht
aber darin, dass die Haupteigen-
schaft einer Reparation ja die Ver-
bindung zum erlittenen Unrecht ist.
Eine Straße ist eine normale Ent-
wicklungsmaßnahme, die die Re -
gierung eigentlich immer setzen
sollte. Infrastruktur schafft nicht
unbedingt die Verbindung zum erlit-
tenen Unrecht und zur Gewalt. 
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WIr habEn jEtzt übEr FrIEdEn,
WahrhEIt und gErEchtIgKEIt gE -
sprochEn. KommEn WIr zu dEr ganz

WIchtIgEn FragE dEr barmhErzIg-
KEIt. du hast gEsagt, 27.000 para-
mIlItärs sInd EInFach nach hausE

gEgangEn. WIE lEbEn sIE? WollEn

sIE sIch WIEdEr EInglIEdErn In dIE

gEsEllschaFt und Ist das übEr-
haupt mÖglIch? 

Das ist eine sehr komplexe Frage,
es betrifft nicht nur Paramilitärs,
sondern auch, nach offiziellen Zah-
len, noch einmal so viele ehemali-
ge Mitglieder der Guerilla, die sich
im Laufe der Zeit, da es ja keinen
Demobilisierungsprozess mit der
Guerilla gibt, individuell abgelöst
haben. Wir sprechen da von insge-
samt ungefähr 50.000 Leuten. 

Viele dieser Menschen leben sehr
schlecht, weil sich die Sicherheits-
lage eben nicht so verbessert hat,
dass eine Wiedereingliederung
möglich wird. Sie sind relativ leich-
te Beute von neuen Mafiastruktu-
ren, die sie abzuwerben suchen,
weil sie das Kriegshandwerk ge -
lernt und auch Ortskenntnis haben.
Sie sind für die Drogenmafia das
gefundene Kanonenfutter. Wenn
sie Nein sagen, werden sie oft
umgebracht, es wurden ca. 3000
demobilisierte Paramilitärs ermor-
det und noch weitere in Gefechten
mit dem Militär, weil sie sich den
neuen Strukturen angeschlossen
haben.

Demobilisierte haben ein Zertifikat,
dass sie als solche ausweist, und
das macht es sehr schwierig, ja fast
unmöglich, einen Job zu bekom-
men. Selbst die Ausbildungsmaß-
nahmen sind sehr schwierig und
diskriminierend. Als Demobilisierter
bist du kein sehr attraktiver Student
oder keine sehr attraktive Arbeits-
kraft, d.h., die Möglichkeiten der
legalen Wiedereingliederung sind
sehr gering.

Dazu muss ich auch sagen, dass
das Programm Entwicklung und
Frieden nicht mit demobilisierten
Paramilitärs gearbeitet hat. Das
war eine politische Entscheidung.
Sämtliche zivilgesellschaftliche Or -
ganisationen arbeiten nicht mit de -
mobilisierten Paramilitärs, wobei
das Programm noch eine gemäßig-
tere Position eingenommen hat. In
der Perspektive der Zivilgesell-
schaft war der ganze Prozess der
Demobilisierung weder rechtmäßig
noch legitim, da die Zivilgesell-
schaft nicht einbezogen wurde und
man so keinen Friedensprozess er -
kennen konnte, weil ja zwischen
Staat und Paramilitärs durchaus
eine gewisse Sympathie ge -
herrscht hat. Man hat das nicht als
Friedensprozess anerkannt und
daher auch die Demobilisierung
nicht unterstützt. 

Für das Programm hat sich relativ
bald die Schwierigkeit ergeben,
dass die Dörfer, in denen es arbei-
tete, zum Teil von Demobilisierten
überschwemmt wurden. Es gab
dann ein Pilotprojekt, das auch von
der EU unterstützt wurde, in dem
versucht wurde, ein anderes Kon-
zept von Reintegration zu verwirk-
lichen. Wiedereingliederung kon-
zentrierte sich dabei nicht auf die
Demobilisierten, sondern auf die
ganze Dorfgemeinschaft. In diesem
Prozess war ich stark involviert. Es
wurde versucht, die Organisations-
formen zu stärken und dem Dorf
die Möglichkeit zu geben, unab-
hängig von den illegalen bewaffne-
ten Kräften seine Zukunft zu pla-

nen. Ziel war es, diesen Freiraum,
in dem Entscheidungen nicht von
oben herab kamen, ein bisschen zu
nützen, um sich selbst zu organi-
sieren und dieses große Misstrau-
en abzubauen, das in der eigenen
Dorfgemeinschaft ja auch herrscht.
Und zu sehen, welche Kriterien die
Zivilbevölkerung als nötig ansieht,
bevor sie bereit ist, Dutzende De -
mobilisierte, die ja von diesem Dorf
sind, aufzunehmen. Das war sehr,
sehr spannend. Nach einer Zeit
und einer gewissen Stärkung die-
ser neuen Organisationsformen -
es wurde ein Entscheidungsgre-
mium eingerichtet, an dem alle teil-
nehmen konnten und das sich Zivil-
komitee nannte - wurden Kriterien
formuliert, die den Demobilisierten
erlaubten, sich wieder einzuglie-
dern, an Projekten und sogar an
diesem Gremium teilzunehmen.
Die Kriterien waren: Keine Waffen
mehr, vollständige Identifizierung
mit dem Zivilkomitee, Loslösung
von mafiösen Strukturen, das Ver-
sprechen, am Paramilitarismus
nicht mehr teilzunehmen. Die
betroffenen Wiedereingegliederten
waren ja keine Kommandanten, sie
waren Kämpfer in den untersten
Rängen, die Befehle em pfingen
und diese befolgten. Die, die woll-
ten, hat man dann tatsächlich in
dieses Gremium aufgenommen
und schön langsam wird zu mindest
eine teilweise Wiedereingliederung
von Leuten, die tatsächlich willens
sind, möglich gemacht. Andere
haben von sich aus gesagt: „Ich
möchte mich gar nicht wieder  ein-
gliedern, ich warte nur auf das  An -
gebot, der nächsten Gruppe beizu-
treten“. 

Dieses durchaus auch verdiente
Stigma, ein Demobilisierter zu sein,
ist sehr schwer zu überwinden, aus
Sicherheitsgründen, aus wirtschaft-
lichen Gründen und weil sich die
Gesellschaft zurückgelehnt hat und
gesagt hat:, „Ihr seid Paramilitärs,
wir wollen mit euch nichts mehr zu
tun haben, obwohl wir euch zum
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Teil auch gefördert haben“. Ganz
große Unternehmen und auch die
Firmen, die Geld fließen ließen, sa -
gen nun: „Mit euch haben wir
eigentlich nie etwas zu tun gehabt,
schaut selbst, wie ihr weiter-
kommt“. In Gesprächen ist immer
wieder herausgekommen: „Wir ha -
ben unsere Waffen abgegeben, wir
waren tatsächlich der Meinung, für
die Heimat zu kämpfen. Wir haben
unsere Gruppe verloren, auch eine
gewisse Machtposition, die wir
natürlich mit der Waffe gehabt
haben. Und keiner will uns jetzt
mehr, obwohl wir noch vor zwei
Jahren mit genau derselben Per-
son oder Institution Geschäfte ge -
macht haben.” Die Situation ist
sehr schwierig, bei einigen, nicht
bei vielen, weil das Heldentum sehr
im Vordergrund steht, bei einigen
ist aber ein massives Unrechtsbe-
wusstsein zu Tage getreten, man-
che sind auch psychisch zusam -
mengebrochen. Einige sind wahn-
sinnig geworden, sie sehen Blut vor
sich. Diese Menschen muss man
der Gesellschaft entziehen, weil sie
eine permanente Gefahr darstellen.

WIE gEhEn mEnschEn, dIE EIn un -
rEchtsbEWusstsEIn habEn, da mIt

um?

Es gibt auf lokaler Ebene Szenen,
die atemberaubend sind und von
denen man gar nichts hört, wenn
man nicht damit beschäftigt ist. De -
mobilisierte haben unter hohem Ri -
siko für sich selbst den Leuten er -
zählt, wo sie die Überreste ihrer An -
gehörigen finden können. Es gibt
auch informelle Reparationsleistun-
gen, z.B. gibt es Demobilisierte, die
auf dem Bauernhof ihrer Opfer mit-
helfen. Andere sind mit ihrem Un -
rechtsbewusstsein ganz alleine, sie
wollen alles erzählen, haben aber
nicht die Plattform, es interessiert
niemanden. Es ist für die TäterIn-
nen eine durchaus schwere Situa-
tion, wenn sie sich vor Augen füh-
ren, was sie während der letzten
Jahren gemacht haben und damit

alleine dastehen. Und es ist auch
schwierig, damit fertig zu werden,
wie ihre Opfer oder, im übertrage-
nen Sinn, die Opfer ihrer eigenen
Gruppe, jetzt le ben und zu sehen,
was man ihnen angetan hat, wel-
che Leute man unter dem Titel
„Kommunist“ umgebracht hat -
ganz normale Bauern und Bäuerin-
nen, die versucht ha ben, ihr Leben
zu meistern. Und dann erschießt
man sie einfach.

Es gibt auf lokaler Ebene sehr vie-
le Entwicklungen, von denen man
gar nichts weiß. Z.B. dass Leute,
die täglich zusammenleben, ins
Gespräch kommen und dann
Demobilisierte und ihre Opfer an -
fangen, über Alltagsprobleme und
über gemeinsame Interessen nach-
zudenken. Das ist klassisch und
auch in der Literatur zu finden. Hier
spiegelt sich auch wider, dass der
Konflikt in Kolumbien letztlich ein
Konflikt zwischen bewaffneten
Gruppen ist, in deren Reihen die
gleichen Leute gegeneinander
kämpfen - die gleiche, ländliche,
arme, ausgeschlossene Bevölke-
rung kämpft für den einen und den
anderen. Diese Erkenntnis ist dann
ernüchternd, aber auch verbin-
dend. 

Zum Abschluss noch ein konkretes
Beispiel: Wir hatten nach 2009 eine
Versöhnungsinitiative, die ich leiten
konnte und in der es darum ging, in
Barrancabermeja Leute zusammen
zu bringen, die normalerweise
nichts miteinander zu tun haben
wollen, weil sie ideologisch auf ver-
schiedenen Seiten stehen. Das Ziel
war ein Forum, eine Plattform zu
bieten, wo man über die Probleme
der Stadt miteinander sprechen
und sich austauschen kann, um
das Verbindende in den Vorder-
grund zu stellen - die Alltagsfragen,
die jeden und jede über die ideolo-
gischen Grenzen hinweg beschäfti-
gen. Wir haben sehr lange über-
legt, wen wir einladen, da gegenü-
ber dem Versöhnungsbegriff Vor-

behalte bestanden. Es war auch
keine Initiative, bei der Versöhnung
als Akt zwischen TäterInnen und
Opfer verstanden wird, wir haben
Versöhnung weiter gefasst. Ver-
söhnung ist ja auch ein sozialer
Prozess, der nichts mit zwei kon-
kreten Menschen, die sich die
Hand reichen, zu tun hat, sondern
die ganzen strukturellen Fragen
beinhaltet. Und so haben wir unter
dem Titel „Diplomlehrgang Versöh-
nung“ versucht, durch verschiede-
ne Lehrinhalte, internationale Bei-
spiele und Übungen diese 25 Leu-
te aus der Gesellschaft Barranca-
bermejas zusammen zu bringen.
Und wir haben ermuntert, die eige-
ne Lebensgeschichte zu erzählen,
damit gesehen wird, wie die jeweils
andere Person eigentlich lebt. Bar-
rancabermeja ist gerade klein ge -
nug, sodass in den engagierten Be -
völkerungsteilen jede/r jede/n
kennt, aber nicht unbedingt jeder
mit jedem zu tun hat. Es war u.a.
die staatliche Einrichtung, die für
Demobilisierte zuständig ist, vertre-
ten und ist in derselben Runde ge -
sessen wie der Vertreter vom so
genannten Menschenrechtsraum,
einer Vereinigung von Menschen-
rechtsorganisationen. Durch das
Zuhören und den geschützten,
nicht öffentlichen Rahmen, in dem
auch eine hohe Vertraulichkeit
erzielt wurde, und die sechsmonati-
ge Prozessdauer mit Diplomlehr-
gang und gemeinsamen Aktivitä-
ten, wurde am Ende von den Teil-
nehmerInnen festgestellt, dass sie
begonnen hatten, die anderen aus
einer ganz anderen Perspektive zu
sehen, mit vielen menschlichen
Details. Im Lösen gemeinsamer
Probleme, sei es bei Gruppenar-
beiten oder im Analysieren der Si -
tuation der Stadt kam man durch-
aus auf Gemeinsamkeiten und
auch auf Opfergeschichten, viel-
leicht von der anderen Gruppe, die
man vorher nicht gekannt hat. So
ist auch emotional sehr viel an Ver-
bindung entstanden, die Menschen
haben sich dann viel mehr als Bar-
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ranqueños, also als EinwohnerIn-
nen von Barrancabermeja, verstan-
den und weniger als VertreterInnen
einer gewissen ideologischen Rich-
tung. Das Bemerkenswerte war,
dass ein Verständnis dafür ent-
stand, dass es tatsächlich struktu-
relle Ausschlussmechanismen gibt.
Es gab z.B. die Erkenntnis, dass es
ein wesentliches Element für lang-
fristige Versöhnung ist, Barranca-
bermeja als Einheit zu gestalten,
über die Teilung der Stadt durch die
Brücke hinweg. Gerade Leute, die
nie mit den armen Regionen zu tun
gehabt haben, die sich gefürchtet
haben, weil sie die, die dort lebten,
für KommunistInnen hielten, haben
darüber nachgedacht, wie sie sich
selbst fühlen würden, wenn sie dort
leben und mit der Stigmatisierung
und Abwertung umgehen müssten.
Und sie haben dann auch in der
Gruppe gehört, wie die dortigen
BewohnerInnen gelebt und sich
gefühlt haben. Da ist nicht nur im
Verstand, sondern auch im Herzen
zumindest kurzfristig etwas pas-
siert. Ob sich das auch längerfristig
auswirkt, wird sich in den nächsten
Jahren weisen. Zumindest wurde
ein bisschen emotionales und intel-
lektuelles Verständnis dafür
geschaffen, dass Versöhnung nicht
einfach ist und dass Versöhnung
auch eine starke politische Dimen-
sion hat und konkreter Aktivitäten
bedarf. Und dass Versöhnung nicht
verordnet werden kann, sondern
ein freiwilliger Prozess sein muss. 

WEnn du sagst, dass Es struKtu-
rEllEr vErändErung Für vErsÖh-
nung bEdarF, WIE sIEhst du das vor

EInIgEr zEIt vErabschIEdEtE opFEr-
gEsEtz?

Das Opfergesetz ist eine wichtige
Ergänzung zum erwähnten Gesetz
Gerechtigkeit und Frieden, da es
das Opfer, seine Rechte und Be -
dürfnisse in den Vordergrund stellt.
Da der neue Präsident Santos
selbst einiges politisches Kapital
investiert hat, gibt es auch die rea-

le Chance, dass es effizient umge-
setzt wird. 

Ich glaube, es ist wichtig anzuer-
kennen, dass sich gegenüber der
Regierung Uribe einiges geändert
hat. Der Landwirtschaftsminister
Restrepo hat öffentlich von rund
sechs Millionen Hektar Land ge -
sprochen, das illegal erworben
wurde. Diese Aussage legt nahe,
dass diese Realität nicht nur aner-
kannt, sondern auch verändert
werden soll. Das Opfergesetz bein-
haltet einen wichtigen Teil über die
Restitution von Ländereien an die
vertriebenen Bauern und Bäuerin-
nen, was durch die enorme Dimen-
sion des Themas strukturelle Ver-
änderungen notwendig machen
wird, etwa bei der Titulierung der
Ländereien, aber auch und vor

allem bei der Institution, die diese
Rückgabe durchführen soll. Gera-
de bei diesem Punkt wird sich der
politische Wille zeigen, da die Si -
cherheitssituation für rückkehrwilli-
ge Menschen sehr delikat ist. Meint
es der Staat ernst, wird er sich hier
spezielle Programme einfallen las-
sen müssen.

Insgesamt ist das Gesetz durch
seine Bestimmungen zur Aufarbei-
tung der Wahrheit, zu den Repara-
tionsleistungen sowie vor allem
bezüglich der Anerkennung, dass
es Opfer eines bewaffneten Kon-
flikts gibt, ein gewaltiger Meilen-
stein. Erst die Umsetzung wird aber
zeigen, ob die Versprechen und Er -
wartungen erfüllt werden.

danKE Für das gEspräch
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Das Opfergesetz 

Am 10. Juni 2011 wurde das Gesetz Ley de víctimas von Präsident Santos im
Beisein von UNO-Generalsekretär Ban Ki-Moon unterzeichnet. Vor allem in
Bezug auf die Frage der Landrückgabe stellt es einen wichtigen historischen
Schritt dar, da es die Beweislast umkehrt: Nicht mehr das Opfer muss bewei-
sen, dass er/sie rechtmäßige/r EigentümerIn eines Gutes ist, sondern der/die
Besitzerin, die das Land im Moment der Klage beansprucht, muss die Recht-
mäßigkeit des Besitzes nachweisen. Zudem bestimmt das Gesetz, dass in
bestimmten Fällen als Regelvermutung von einem illegalen Besitz auszuge-
hen ist, z.B. wenn es in der näheren Umgebung zu massiven Vertreibungen
oder Besitzkonzentration gekommen ist oder gewalttätige Auseinandersetzun-
gen stattgefunden haben. Auch wenn eine betrügerische Legalisierung des
Besitzes stattgefunden hat, kann dies die Landrückgabe nicht verhindern. 

Kritisiert wird das Gesetz v.a. in Bezug auf die Frage, wer als Opfer anerkannt
wird. So werden z.B. Opfer, die selbst Mitglied einer illegalen Gruppe waren
oder sind, nicht als solche anerkannt. Das wiederspricht laut UN-Hochkom-
missariat für Menschenrechte dem Prinzip der Nicht-Diskriminierung. Nach-
dem aus Regierungssicht paramilitärische Gruppen als aufgelöst gelten
(Demobilisierungsprozess 2004-2006), werden auch all jene Menschen, die
jetzt laufend Opfer der neuen paramilitärischen Gruppen werden, von diesem
Gesetz ausgeschlossen. Dass der Staat die anhaltende Gewalt durch Parami-
litärs leugnet, ist wohl nicht nur eine große Schwachstelle des Gesetzes, son-
dern laut Amnesty International auch in Bezug auf die Lösung des Konfliktes
besorgniserregend.

Quelle: Arbeitsgruppe Schweiz-Kolumbien (www.askonline.ch)

In diesem Jahr wurden 15 Führungspersönlichkeiten, die sich für Landrückga-
be einsetzten, ermordet. Um eine bessere Vernetzung zur Durchsetzung des
Rechts auf Rückkehr zu erreichen, findet von 30. 9. bis 4. 10. in der Stadt Cali
ein „Landesweiter Kongress für Land, Territorium und Souveränität“ statt.
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Der Aufruf, mit einer direkten
gewaltfreien Aktion ein Zeichen am
Internationalen Atomwaffen-Ab -
schaffungs-Tag zu setzen, kam von
der Organisation ICAN (Internatio-
nal Campaign to Abolish Nuclear
Weapons) und wurde von jungen
Versöhnungsbund-AktivistInnen
bei einem Treffen des Jugend-Jour
Fixe aufgegriffen. 

Weil es wichtig ist ein Zeichen zu
setzen. Weil es außerdem wichtig
ist zu zeigen, dass es weltweit
Menschen gibt, die Atomwaffen als
Bedrohung empfinden - als konkre-
te und direkte Bedrohung ihrer per-
sönlichen Sicherheit. Und ja, das
gilt für alle Atomwaffen, auch für
jene, die sich im Besitz der fünf offi-
ziellen Atomwaffenstaaten (USA,
Russland, Großbritannien, Frank-
reich und China) befinden.

Der Anlass für den Aufruf zu einem
Internationalen Atomwaffen-Ab -
schaffungs-Tag am 25. Juni 2011
war ein Treffen der Staatschefs
eben dieser Staaten in Paris. Es
sollte darüber verhandelt werden
wie es weiter geht. Die Frage vieler
Menschen ist jedoch: Warum ist
denn nicht schon längst etwas
geschehen? Die Abrüstung der
Atomwaffen ist, seit es den Atom-
waffensperrvertrag (NPT) gibt,
doch beschlossene Sache. Und
dieser Vertrag ist inzwischen schon
mehrere Jahrzehnte alt.

Die Vorschläge, wie man diesen
Aktionstag aktiv begehen könnte,
reichten von Protestmärschen über
Briefaktionen bis hin zu Anti-Atom-
waffen-Twitter- und Facebook-Bot-
schaften.

In Österreich gab es gleich zwei
Fotoaktionen, bei denen eine gan-
ze Reihe von Menschen ihr Unver-
ständnis und ihre Hoffnung auf eine
atomwaffenfreie Zukunft bekunde-
ten. Die Fotodemonstration mit
Anti-Atomwaffen-Protestschildern
war Teil des 6. Friedensballs der
Österreichischen Friedensdienste
(ÖFD). Die dort entstandenen Bil-
der (über 50 Aufnahmen!) werden
von der Organisation ICAN in ihren
weiteren Kampagnen verwendet.

„vor einem Wasserangriff kann
ich mich schützen, vor

atomwaffen nicht!“

Diese zweite Fotoreihe entstand
am 25. Juni - eine Gruppe von Ver-
söhnungsbund-AktivistInnen ließ

es sich nicht nehmen, am Flash-
mob „Wasserschlacht 2011“ im
Wiener Prater teilzunehmen und
dem Anliegen der Atomwaffenabrü-
stung auch hier eine Plattform zu
schaffen. Inklusive wasserfestem
Kostüm und Gießkanne.

Links zum Thema:

www.friedensball.at
www.icanw.org
Fotos zu Aktionen aus der ganzen
Welt:
http://www.icanw.org/node/5688

der jour Fixe für junge men-
schen findet immer am letzten
montag im monat um 17.00 uhr
im vb-büro statt. studentInnen,
schülerInnen und alle anderen
Interessierten sind eingeladen
vorbeizuschauen und mitzuma-
chen.

lucIa hämmErlE

Vb-AKtiV

17   Spinnrad 3 / 2011

Internationaler Aktionstag für die Abschaffung
von Atomwaffen
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Am Freitag, 2. September 2011,
sind die 18 TeilnehmerInnen der
vom Versöhnungsbund organisier-
ten Friedensradfahrt in Wien ge -
startet.

Die Reise der FriedensradfahrerIn-
nen, die zwischen 20 und 70 Jahre
alt sind, führt durch zahlreiche
Städte und Landschaften Bosnien-
Herzegowinas wie Banja-Luka,
Mostar, Srebrenica und Tuzla. 

Die Situation in Bosnien-Herzego-
wina ist 16 Jahre nach dem Krieg
nach wie vor schwierig, ökono-
misch, politisch, religiös. Aber loka-
le Initiativen arbeiten für das friedli-
che Zusammenleben, für einen
nachhaltigen Umgang mit den na -
türlichen Ressourcen. Die Frie-
densradlerInnen setzen ihr Zeichen
zu den vorhandenen guten Bei-
spielen in Bosnien und Herzegowi-
na, dass Frieden, Versöhnung und
eine nachhaltige Lebensweise im
Kleinen beginnen und jede/r einen
Beitrag dazu leisten kann.

Zur Zeit der Erstellung des Spinn-
rads sind die FriedensradfahrerIn-
nen immer noch unterwegs. Wir
möchten mit dem neben stehenden
Auszug aus “Dieters Tagebuch”
schon jetzt einen kleinen Einblick in
die Erlebnisse und Eindrücke der
Gruppe geben.

Zum Nachlesen:

www.friedensradfahrt.eu
https://friedensradtour.wordpress.
com

Leben allein genügt nicht-
Sonnenschein, Freiheit
und eine kleine Blume

muss man haben.

Hans Christian Andersen

von srebrenica nach tuzla,
18. september 2011

Der 16.Tag ohne Regen. Wolken-
los, Herbstfrühfeuchte. Gestern
gab es im Hotel noch ein fantasti-
sches Buffet mit allen erdenklichen
Gemüsesorten, einer tolle Suppe
und Huhn- oder Kalbfleisch. Der
Höhepunkt, wenn überhaupt noch
möglich, war eine Apfel-Nuss-Blät-
terteigkreation vom Feinsten. An
sich ist die Qualität kein Wunder,
denn der Maître ist gelernter Koch
und seine Frau - Chemikerin. Auch
die Unterkunft selbst hat sich wohl-
tuend von so mancher vorange-
gangener Nächtigungsstätte unter-
schieden. 

Nun schossen wir bergab zurück
nach Bratunac. Dort trafen wir zwei
Vertreter einer Nonviolent Action-
Gruppe, die sich im Besonderen
um die Kontakte zwischen Jugend-
lichen der verfeindeten Bevölke-
rungsgruppen recht erfolgreich be -
müht. Sie erzählten von Gräuelta-
ten bosnischer Truppen, die in ca.
50 serbischen Dörfern gewütet
haben. Gestern die Bilder erschüt-
ternder Leidenswege bosnischer
Männer, heute das Bild geköpfter
Serben, vom Baby bis zum Groß-
vater.

Die Bilder verfolgen mich noch lan-
ge Zeit. Es zeigt mir nur wieder, wie
gefährlich jede einseitige Betrach-
tungsweise ist. Eine solche, auch
von Medien mitunter verfolgte un -
gerechte Vorgangsweise er zeugt
neuerliche Spannungen. Kein Volk,
kein Mensch ist makellos. Reinwa-

schungsprozesse von "Siegern",
Belastungen der "Besiegten" füh-
ren nicht selten zu meist kriegeri-
schen Korrekturversuchen einer
verstellten Wahrheit.

Endlich die Drina, Grenzfluss zu
Serbien, hier ein olivgrüner Fluss,
mitunter zu Stromerzeugungs -
zwecken gestaut; dann, wie ein
See, die serbischen Dörfer auf der
Vis-à-vis-Seite spiegelnd. Erinne-
rungen an Ivo Andrics Epos.

Herbstbräune auf den serbischen
Bergen. Wir sind in der bosnisch-
serbischen Wachau. Nur der Wein-
anbau fehlt. Es radelt sich leicht
und befreit, immer die Drina ent-
lang. Apfelbäume, kaum Autos.
Zum Sonnenschein gesellt sich ein
Gefühl von Freiheit.

Dann treffen wir Zorica und Milen-
ko, die es sich nicht nehmen lie-
ßen, von St. Pölten die halbe Nacht
durchzufahren, um uns mit ihren
Rädern zu begleiten. Gemeinsa-
mes Mittagessen. Zwei größere
Anstiege weiter, ein gefährlicher
unbeleuchteter Tunnel und wir rol-
len hinunter nach Tuzla.

Bei der Ankunft läuft uns ein ca.
sieben Wochen alter, mutterlo-
ser(?) Hund über den Weg, der
unsere Mädchenriege bis ins Hotel
begleitet. Morgen ist Ruhetag. Viel-
leicht Tierarzt, erkundigen über
Hundeeinreisbestimmungen in die
EU? Hunderettungsaktion?

Er hat schwarze Sonnenbrillen um
die Augen, schwarze, gespitzte
Ohren, sonst schwarz-weiß ge -
streift, minimännlich. Und die sanf-
testen, dunklen Hundeaugen. 

Vor dem Einschlafen bin ich noch
an der Drina bei Sonnenschein,
Freiheit. Auch an kleinen Blumen
hat es in diesem Herbst nicht wirk-
lich gemangelt.

dIEtEr zumpFE

Vb-AKtiV

18 Spinnrad 3 / 2011

Friedensradfahrt Wien - Sarajevo
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Vb-AKtiV

19 Spinnrad 3 / 2011

Lehrgang
Gewaltfreiheit 2012

Der Lehrgang vermittelt die
Grundlagen der aktiven Gewalt-
freiheit und will mit einer praxis-
orientierten Ausbildung Men-
schen zum Umgang mit Konflikt-
und Gewaltsituationen befähigen.

Modul 1: 23. - 25. März 2012: 

Einführung in theorie und pra-
xis der aktiven gewaltfreiheit

Modul 2: 4. – 6. Mai 2012:

gewaltfreiheit in persönlichen
Konflikten

Modul 3: 22. – 24. Juni 2012:

gewaltfreiheit im gesellschaft-
lich-politischen bereich

Modul 4: 14. - 16. September
2012: 

Kultur des Friedens

Modul 5: 9. - 11. November 2012:

Friedensprozesse nachhaltig
unterstützen

Sommerwoche: 9. - 14. Juli 2012

veranstaltungsorte: Wien, Som-
merwoche: Bildungshaus St.
Georgen am Längsee

teilnahmekosten für den Lehr-
gang: € 850,-; für Mitglieder des
Versöhnungsbundes und Men-
schen ohne Erwerbseinkommen:
€ 750,-: + Reise- und Aufenthalts-
kosten für die Sommerwoche

Nähere Informationen und Anmel-
dung im Büro des Versöhnungs-
bundes oder unter

www.versoehnungsbund.at

Solidaritäts- und Studienreise nach KOLUMBIEN

4. - 19. Februar 2012

Kolumbien ist ein von Krieg, Gewalt und Unterdrückung gebrandmarktes
Land. Nirgends in Lateinamerika hat ein bewaffneter Konflikt so lange
gedauert wie in diesem Land und noch immer ist kein Ende absehbar. Leid-
tragend ist vor allem die Zivilbevölkerung:

v Kolumbien weist weltweit die höchste Zahl an intern Vertriebenen auf.

v Wer Menschenrechte einfordert, egal welche, begibt sich in Gefahr! Im
Durchschnitt wird jede Woche ein aktives Gewerkschaftsmitglied ermordet.
Nur zwischen vier und sieben Prozent der Beschäftigten sind gewerkschaft-
lich organisiert. 

v In den letzten 20 Jahren haben in Kolumbien der bewaffnete Konflikt und
politische Gewalt mehr als 50.000 Menschen das Leben gekostet. Tausen-
de gelten als Verschwunden.

Die Reise bietet die Möglichkeit, die Situation in Kolumbien abseits von tou-
ristischen Wegen näher kennenzulernen und besser zu verstehen, aber es
geht auch darum, während des Aufenthalts im Rahmen der Möglichkeiten,
die eine solche Reise bietet, Solidarität zum Ausdruck zu bringen. Auch
kurzzeitige bewusste Präsenz und Empathie kann FriedensaktivistInnen
stärken und zu höherer Akzeptanz ihres Einsatzes beitragen.

Es finden Gespräche und Begegnungen mit Organisationen in Bogotá und
Medellín statt (u.a. mit der Kriegsdienstverweigerungsorganisation ACOOC
und dem Jugend netz Medellín), sowie mit der Bauernorganisation von Anti-
oquia (ACA). Einige Tage verbringt die Reisegruppe in der weit über die
Grenzen Kolumbiens hinaus bekannten Friedensgemeinde San José de
Apartadó. In dieser ländlichen Gemeinde ist der Versöhnungsbund durch
seine internationale Friedenspräsenz permanent anwesend. 
Es finden Treffen mit EntscheidungsträgerInnen auf kolumbianischer und
internationaler Ebene statt. 

organisation: in Österreich: Versöhnungsbund Österreich, in Kolumbien:
International Fellowship of Reconciliation Colombia
sprachen: Deutsch und Spanisch mit Übersetzung, mehrmals auch Eng-
lisch.
Kosten: in Kolumbien: € 920,- (incl. Reise-, Verpflegungs- und Unterbrin-
gungskosten, Begleitung, Betreuung und Übersetzung) + Reisekosten nach
Kolumbien, Versicherung etc.
Information und anmeldung: Versöhnungsbund-Büro

zweite vb-Friedensdienerin in Kolumbien!

Seit Mitte August ist Elisabeth Rohrmoser als zweite österreichische Frie-
densdienerin in der Friedensgemeinde San José de Apartadó im Einsatz.
Elisabeth ist in La Union, dem landwirtschaftlichen Zentrum der Gemein-
de, tätig. Ihre Eindrücke aus der Friedensarbeit sind zu finden auf:
http://friedensaktivistin.blogspot.com/

Wir wünschen Elisabeth viel Kraft und Segen!
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When love starts.
Human beings will reach the stars.

When guns stop killing and talking.
When Gandhis start walking.

When on earth war ends.
When social and economic justice become our friends.

When compassion starts,
Human beings will reach the stars.

Nonviolence is a way of life.
When smiles tell us that we are all alike.

Meltem Basara

IFOR Communications & Networking Officer

Übersetzung: 
Wenn die Liebe beginnt werden Menschen die Sterne erreichen.
Wenn Gewehre aufhören zu töten und zu sprechen.
Wenn Gandhis zu gehen beginnen.
Wenn auf der Erde der Krieg endet.
Wenn soziale und wirtschaftliche Gerechtigkeit unsere Freundinnen wer-
den.
Wenn Mitgefühl beginnt, werden die Menschen die Sterne erreichen.
Gewaltfreiheit ist ein Lebensweg.
Wenn das Lächeln uns sagt, dass wir alle gleich sind.
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